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Luxemburg, den 11.Februar 2008

Überwachungsstaat Luxemburg:

Gesetzesvorschlag 5563: 


Ein Schritt in Richtung Überwachungsstaat!

Luxemburg ist bekanntlich keine Insel. Auch hierzulande spürt man immer mehr den Einfluss gewissener rechter Politiker welche immer wieder die persönlichen BürgerInnenrechte schneiden und Luxemburg in Richtung Überwachungsstaat manövrieren.


Laut dem Gesetzesvorschlag 5563 können in Zukunft Justiz und Polizei, sogar in kleineren Verdachts- und  Vergehensfällen oder bei Ermittlungen auf eine ganze Palette von persönlichen Daten zurückgreifen: persönliche Daten, Sozialversicherung,  Fahrzeug- und Führerscheindaten usw. 
Der neue Gesetzesvorschlag, der wen wunderts noch, aus der Feder von Luc Frieden stammt, ist ein absoluter Skandal. In dem 8-seitigen Gesetzesvorschlag werden Grundrechte von BürgerInnen auf rücksichtslose Art und Weise mit den Füßen getreten.
Jeder BürgerIn ist vom Gesetz betroffen, auch Asylbewerber sind in dem Text nicht geschützt vor diesen Übergriffen der Justiz.

DÉI JONK GRÉNG sind über dieses neue Gesetz mehr als empört. Langsam aber sicher scheint auch Luxemburg abzudriften in Richtung Überwachungsstaat. Die Argumentation von rechts reiht sich ein in das ständige Verlangen nach härteren Strafen, als gäbe es in Ländern mit Todesstrafe keine Kriminalität.

Wir würden deshalb Minister Frieden dringlichst bitten, dieses Gesetz nicht den BürgerInnen Luxemburgs aufzusetzen und somit zu annulieren.

“Man kommt sich vor wie in einem schlechten Film! Solche Vorgehensweise kritisiert man als Jugendpartei meistens wenn sie im Ausland beschlossen werden. Dass diese Methoden (welche sich im Ausland überhaupt nicht bewerten) nun auch hier in Luxemburg Fuss fassen ist absolut schockierend und verletzt die demokratischen Grundrechte unserer BürgerInnen! ” meint Philippe Schockweiler, Sprecher von DÉI JONK GRÉNG.





Für DÉI JONK GRÉNG:


Philippe Schockweiler, Sprecher




Manuel Huss, Vorstandsmitglied
Tel. 00352 661191285
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